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Strenge Regulierung des Mietmarkts kann  
zulasten der MieterInnen gehen

Dank eines neuen, historischen Datensatzes analysiert 
eine Studie des Deutschen Instituts für Wirtschaftsfor-
schung (DIW Berlin) den Zusammenhang zwischen der 
Regulierung des Mietmarkts und der Eigenheimquote in 
27 Ländern der OECD über einen Zeitraum von 100 Jah-
ren. Zentrales Ergebnis: Je strenger der Mietmarkt regu-
liert wird, desto mehr steigt der Anteil der Haushalte, 
die im eigenen Heim leben. Dieser Befund gilt unabhän-
gig von den Faktoren, die den Anstieg der Eigenheim-
quote in allen untersuchten Ländern in den vergangenen 
Jahrzehnten grundsätzlich begünstigt haben, zum Bei-
spiel die Alterung der Gesellschaft und die Liberalisie-
rung der Finanzmärkte. 
 
Der Staat hat gute Gründe, Wohnungspolitik zu betreiben. So 
reguliert er in den Industrieländern den Mietwohnungsmarkt, 
und das aus zwei Gründen: um die Asymmetrie zwischen Mie-
terInnen und EigentümerInnen zu reduzieren, und um der 
kurzfristigen Rigidität des Angebots entgegenzuwirken. Wenn 
die Nachfrage nach Wohnungen plötzlich steigt, kann so der 
Anstieg der Mieten angesichts der Wohnraumknappheit ge-
dämpft werden und der Staat nimmt seine Verantwortung 
wahr, jedem die Möglichkeit zu geben, ein Dach über dem 
Kopf zu haben.  
 
Seit 2010 steigen in Deutschland die Mietpreise, was das 
Thema Mietenregulierung verstärkt in den Vordergrund ge-
rückt hat. Das Für und Wider der in Deutschland im Jahr 2015 
eingeführten Mietpreisbremse und anderer preisregulierender 
Maßnahmen werden eifrig diskutiert, neue Modelle werden 
entwickelt. Zum Beispiel plant der Berliner Senat die Einfüh-
rung eines Mietendeckels, bei dem die Mieten für fünf Jahre 
eingefroren wären.1 Auch eine intensivere Anwendung des 

Vorkaufsrechts, ein Mietenstopp2 in Milieuschutzgebieten, 
weitere Verschärfungen der Mietpreisbremse, eine Einschrän-
kung des Immobilienkaufs für AusländerInnen3 sowie Enteig-
nungen der Wohnungsbestände der privaten Immobilienfirmen4 
waren oder sind mancherorts im Gespräch. Regulierungsmaß-
nahmen, insbesondere Eingriffe in die freie Preisbildung, 
genießen unter ÖkonomInnen keinen guten Ruf, da sie im 
Verdacht stehen, langfristig Investitionen zu verhindern, die 
Mietermobilität zu reduzieren und die Differenz zwischen Be-
standsmieten und Neuvertragsmieten zu erhöhen. 
 
Zudem verzerren sie die Konkurrenz zwischen Kauf- und Miet-
märkten, die aus dem Zusammenspiel von Angebot (Investo-
ren, VermieterInnen) und Nachfrage (MieterInnen) resultiert. 
Betrachtet man die Angebotsseite, unterliegt nur der Miet-
markt Preisrestriktionen, während der Eigentumsmarkt frei 
bleibt. Wenn die Mieten, also die Erträge der VermieterInnen, 
gedeckelt sind, ist es für Investoren rational, sich aus dem 
Mietsegment zurückzuziehen. Auf Nachfrageseite, bei den 
Wohnungssuchenden also, führen die Mietpreisbeschränkun-
gen zunächst zu einer steigenden Attraktivität von Mietwoh-
nungen. Da das Angebot an regulierten Wohnungen knapp 
ist, entstehen Schlangen und die Wohnungssuchkosten erhö-
hen sich deutlich. Vor dem regulatorischen Eingriff ist die Mie-
terschicht sehr heterogen – sie umfasst sowohl wohlhabende 
als auch einkommensschwache Mieterinnen und Mieter. Dieje-
nigen mit höheren Einkommen haben höhere Chancen, an re-
gulierte Wohnungen zu kommen, weil sie aus Sicht der 
VermieterInnen zahlungsfähiger sind. Andererseits unterschei-
den sich MieterInnen nach ihrer „Geduld“. Diejenigen, die in 
der entsprechenden Stadt schon eine Wohnung haben, kön-
nen sich mehr Zeit für die Suche einer neuen Wohnung leis-
ten. Diejenigen dagegen, die frisch zuziehen, benötigen 
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Zu Kriegszeiten und unmittelbar danach wurde stark im Miet-
wohnungsmarkt eingegriffen, oft mittels Kriegsverordnungen. 
Die Maßnahmen reichten bis hin zur Zwangseinquartierung. 
Viele wurden zwar weitgehend wieder abgebaut, einige – wie 
zum Beispiel der Milieuschutz oder Beschränkungen der kurz-
fristigen Vermietungen (wie AirBnB) – haben aber überlebt 
und sogar in den letzten Jahren noch einmal an Bedeutung 
gewonnen. Der Kündigungsschutz entstand ebenfalls im 
Kriegskontext und bleibt bis heute oft Bestandteil des Miet-
rechts. Mietverhältnisse waren zwar zuvor schon rechtlich re-
guliert worden, aber oft unspezifisch für das Wohnungsgebiet, 
und lediglich mittels Bestimmungen gegen unverhältnismä-
ßige Mieterhöhungen („Mietwucher“). 
 
Waren die Kriegsverordnungen noch Sonderrecht, wurden sie 
nach dem Krieg oft in bürgerliches Recht überführt. Diese Ent-
wicklungen betreffen hauptsächlich zentral- und kontinental-
europäische Länder. In den süd- und nordeuropäischen 
Ländern waren die Eingriffe etwas intensiver als in Ländern mit 
sogenannter germanischer Rechtstradition 
 
Dieser Tradition der eher ausgeprägten Regulierung kann man 
eine liberalere, angelsächsische Entwicklung gegenüberstellen. 
Dort, also beispielsweise in den USA, wurden die Mieten zu 
Kriegs- oder sonstigen Krisenzeiten (zum Beispiel in der Ölkrise 
der 1970er) zwar auch reguliert, das blieb aber eine Aus-
nahme. Nach dem Krieg oder nach dem Ende der Inflations-
schocks wurden sie jeweils langsam wieder abgebaut. In den 
USA hat sich danach auch keine nationalstaatliche Mietpreis-
politik entwickelt und so unterscheiden sich US-Städte stark in 
ihrer Regulierungsgeschichte und -intensität.8 Der Mieterschutz 
hat sich in diesen Ländern nicht stark entwickelt, so dass Mieten 
oft nur als eine vorübergehende, residuale Wohnform angese-
hen und sogar sozial stigmatisiert wird. 

dringend eine Bleibe. Sie werden sich deshalb eher für den  
Eigentumsmarkt entscheiden, wo die Kaufkosten zwar hoch, 
die Suchkosten dagegen relativ niedrig sind. Außerdem sollte 
die Angebotsausweitung von Eigentumswohnungen dazu füh-
ren, dass die Preise dort sinken und sich noch mehr Menschen 
eine eigene Wohnung zulegen. Dabei ist aber keineswegs klar, 
welcher Effekt überwiegt: der regulierende Eingriff in die Mie-
ten oder der preissenkende Effekt zusätzlicher Eigentumswoh-
nungen auf dem Markt, wobei der letzte Effekt auch indirekt 
auf die Regulierung zurückzuführen wäre. 
 
Die längerfristigen Auswirkungen einer Mietregulierung auf 
den Wohnungsmarkt, insbesondere auf die Größe des Miet-
marktes, sind bislang kaum thematisiert worden. Während 
vergleichsweise viel über Wohneigentum oder den sozialen 
Wohnungsbau geforscht wurde, ist die empirische Forschung 
zu Mietmärkten, insbesondere im internationalen Vergleich, 
bisher vernachlässigt worden.5 
 
Ein Grund dafür liegt sicherlich in der starken Diffusion von 
Wohneigentum in vielen Ländern und im politischen Fokus auf 
den sozialen Wohnungsbau. Selbst in Niedrigwohneigentums-
ländern, zum Beispiel im deutschsprachigen Raum, hat sich 
der Anteil der MieterInnen auf lange Sicht immer weiter redu-
ziert. Die Wohneigentumsquoten in Europa sind regional sehr 
heterogen (Abbildung 2): Während sie am Rand des Konti-
nents teilweise sehr hoch sind, wohnen in Zentraleuropa deut-
lich weniger Haushalte in selbstgenutzten Immobilien. In 
Deutschland leben mittlerweile 45,5 Prozent der Bevölkerung 
zur Miete, in der Schweiz sogar nur 37,4 Prozent. Nicht selten 
werden Mieterhaushalte von der Politik lediglich als Noch-
nicht-Eigentümer bedacht, also zum Beispiel mit günstigen 
Krediten versorgt, oder als Nicht-mehr-Eigentümer unterstützt 
– so ist der Staat eingesprungen, als in der Wirtschaftskrise der 
Jahre 2008 und 2009 in Spanien viele ImmobilienbesitzerInnen 
ihre Kredite nicht mehr bedienen konnten.6 
 
Viele der Großstädte in den untersuchten Ländern sind aber 
weiterhin mehrheitlich von MieterInnen bewohnt oder diese 
machen eine nicht vernachlässigbare Minderheit aus. Wie 
Mietverhältnisse geregelt sind, ist also ein wesentlicher Bestand-
teil von Wohnungspolitik. 
 
Ein Grund für die vergleichsweise seltene Mietmarktforschung 
sind unzureichende und unzureichend vergleichbare Daten. 
Dieser Umstand ist nun dank neuer Datensammlungen we-
sentlich verbessert worden. Die Kombination dieser Daten-
sätze erlaubt es, der Frage nachzugehen, wie sich die 
Mietregulierung seit ihrer ersten Einführung während des Ers-
ten Weltkriegs in westlichen Ländern langfristig auf die Wohn-
eigentumsquote ausgewirkt hat, und Implikationen für die 
heutige Debatte herauszuarbeiten.7 
 
 
Eine kleine Geschichte der Mietregulierung und des 
Wohneigentums – Unterschiedliche Traditionen der  
Mietregulierung… 
 
Anhand der Daten und der hieraus gebildeten Mietregulie-
rungsindizes kann eine Geschichte der Mietregulierung der 
letzten 100 Jahre umgerissen werden. Diese begann in den 
meisten europäischen Ländern während des Ersten Weltkriegs 
mit strikten Preiskontrollen als Instrument des Verbraucher-
schutzes an der Heimatfront. Die Preisregulierung wurde in der 
Zwischenkriegszeit oft in abgeschwächter Form beibehalten, 
intensivierte sich im Zweiten Weltkrieg wieder und verwan-
delte sich schließlich in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhun-
derts in Kontinentaleuropa in Preiskontrollen der zweiten 
Generation. Diese lassen relative Mietpreissteigerungen zu, in-
dexieren sie jedoch an verschiedene Indikatoren der allgemei-
nen Lebenskostensteigerung. 
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Andererseits gibt es auch nicht-regulierte Wohnungen, und 
für diese steigen die Mieten nun noch stärker, als sie es ohne 
Regulierung tun würden.11 Der Markt teilt sich also in zwei 
Segmente: ein regulierter Markt mit sehr niedrigen Mieten 
und Mieterhaushalten, die ihre Wohnungen nicht aufgeben 
wollen beziehungsweise können, weil sie nirgendwo sonst so 
gute Konditionen finden würden; und ein freier Markt mit 
sehr hohen Mieten. In vielen Ländern mit einer ähnlichen 
Marktstruktur, zum Beispiel in Schweden oder im Vereinigten 
Königreich, müssen viele Menschen trotz hoher Kosten zu 
WohneigentümerInnen werden, weil sie keine bezahlbaren 
Wohnungen zum Mieten finden. 
 
Für die Verbreitung des Eigenheims können andere Faktoren 
eine Rolle gespielt haben, nämlich die direkte Förderung des 
Wohnungseigentums und die Liberalisierung des Finanz-
markts. Für den Zeitraum ab 1970 lassen sich diese in zwei In-
dizes messen. So wurden einerseits über mehrere Jahrzehnte 
hinweg ExpertInnen aus OECD-Ländern gefragt, als wie aus-
geprägt sie die Maßnahmen zugunsten des Eigentums ein-

… und unterschiedliche Verbreitung vom Wohneigentum 
 
Seit dem Ersten Weltkrieg ist die Wohneigentumsquote in den 
westlichen Ländern fast kontinuierlich gestiegen, und sie kon-
vergiert hin zu einem hohen Niveau . Südeuropäische und  
einige nordeuropäische Länder entwickelten sich zu Hochbur-
gen des Wohneigentums, mit einer Quote von 77,5 Prozent in 
Norwegen zum Beispiel, höher noch als in den angelsächsi-
schen Ländern, obwohl Wohneigentum dort historisch stärker 
verankert war. Deutschsprachige Länder waren und bleiben 
Schlusslichter dieser Entwicklung. 
 
 
Mietpreisregulierung hat Mietwohnungen verdrängt 
 
Der Siegeszug des Wohneigentums hat viele Ursachen: der all-
gemein gestiegene Wohlstand, das Älterwerden der Gesell-
schaft, der ausgebaute Wohnungsbestand, die Verbreitung 
des „Eigenheims auf der Etage“, das stetig fallende Realzinsni-
veau, aber auch eigenheimfördernde Politikmaßnahmen in 
vielen Ländern. 
 
Diese traditionellen Erklärungen lassen sich in multivariaten 
Zeitreihenanalysen durchaus bestätigen. So haben der Abhän-
gigenquotient von Personen im nicht-erwerbsfähigen Alter in 
Relation zu den Erwerbsfähigen und die langfristige Zinsrate 
einen positiven Einfluss auf den Anstieg des Wohneigentums. 
Überraschenderweise hat das BIP pro Kopf einen negativen 
Einfluss, was eventuell für die These spricht, dass Wohneigen-
tum in ärmeren Ländern als Absicherung gegen die schlechte 
wirtschaftliche Entwicklung fungiert.9 
 
Die Analyse zeigt auch, dass intensivere Mietpreisregulierung 
langfristig mit einem Anstieg der Wohneigentumsquote korre-
liert. Der Kündigungsschutz und die Wohnraumlenkung hin-
gegen erweisen sich als nicht signifikant. Auch ist der Miet- 
preisregulierungseinfluss nicht linear – erreichen die Mietpreis-
regulierungen ein bestimmtes Niveau, nämlich ein Indexwert 
von 0,79 und mehr, korrelieren noch intensivere Preisregulie-
rungen nicht mit einem weiteren Anstieg der Wohneigen-
tumsquote. 
 
Der Effekt von Mietpreisregulierungen auf die Eigentumsquote 
kann zwei Gründe haben. Einerseits kann es sein, dass die Ver-
mieterInnen der regulierten Wohnungen diese nicht mehr pro-
fitabel vermieten können, und sie deshalb zum Verkauf 
anbieten.10  

Abbildung 1: Wenn die Mieten reguliert werden... 
Grafik: DIW
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1 NUTS2-Regionen in der NUTS-Klassifikation. Diese unterteilt die Europäische Union in Gebietseinheiten für eine bessere 
statistische Vergleichbarkeit. Siehe Destatis-Webseite für mehr Details.

Quelle: Eurostat, eigene Darstellung.

Abbildung 2: Wohneigentumsquote in Europa.  
In Prozent, nach Regionen. Grafik: DIW
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schätzen; tatsächlich können diese Indizes einen Teil des An-
stiegs der Wohneigentumsquoten erklären.12 Zum anderen hat 
der Internationale Währungsfonds (IWF) die Liberalisierung des 
Finanzmarktes in zahlreichen Bereichen, etwa die Entwicklung 
von Verbriefungsmärkten, in mehreren Ländern in einem Finanz-
reformindex zusammengefasst.13 
 
Nimmt man diese beiden Indizes in die Schätzung hinzu, än-
dert sich am Hauptbefund (Mietregulierungen haben einen 
positiven Einfluss auf die Wohneigentumsquote) allerdings 
nichts. 
 
Die Ergebnisse weisen in eine Richtung, auf die bisher sowohl 
die anekdotische Evidenz als auch eine amerikanische Studie14 
hindeuteten: Starke Eingriffe in Mietpreise oder den Woh-
nungsbestand veranlassen VermieterInnen dazu, ihre Woh-
nungseinheiten an MieterInnen zu veräußern. Diese können 
sich den Erwerb bei steigenden Einkommen zunehmend leis-
ten; im Kontext zunehmender Wohnungsknappheiten – genau 
die Situation, in der Mietregulierung besonders intensiv einge-
setzt wird – sind viele auch auf einen solchen Kauf angewie-
sen.15 Mit der Verbreitung alternativer Investitionsmöglichkeiten, 
zum Beispiel Aktien, ist die Flucht aus dem Mietwohnungs-
markt eine reale Möglichkeit geworden. 
 
 
Fazit: Mietpreisregulierung hat langfristige Effekte auf 
das Wohneigentum; Politikmaßnahmen müssen das  
beachten 
 
Wohnungsmarktregulierungen sind ein altes und international 
häufig verwendetes Instrument der Sozialpolitik. Sie dienen 
dem Ausgleich der Interessen von VermieterInnen und Miete-
rInnen – zudem tragen sie der Tatsache Rechnung, dass Woh-
nungen als Wirtschaftsgut zahlreiche Besonderheiten 
aufweisen: Das Angebot ist kurzfristig unflexibel – starke 
Nachfrageschübe führen daher zu sehr kräftigen Preisreaktio-
nen. Dies kann dazu führen, dass Haushalte immer höhere An-
teile ihres Einkommens für die Miete aufwenden müssen16 und 
verdrängt werden, dass Sozialstrukturen erodieren und Teile 
der Bevölkerung den Zugang zum regulären Wohnungsmarkt 
verlieren. In vielen deutschen Städten sind solche Entwicklun-
gen zu beobachten und der Druck auf die Politik, etwas dage-
gen zu unternehmen, wächst. Auf der anderen Seite sind 
Immobilien Anlagegüter, deren Attraktivität auch maßgeblich 
durch die Flexibilität der Nutzung und die Möglichkeit der Ge-
winnerwirtschaftung geprägt ist. Naheliegend ist also ein lang-
fristiger Zusammenhang zwischen dem Angebot an Mietob- 
jekten und der Intensität regulierender Eingriffe. Ebenso dürfte 
die Nachfrage nach Mietobjekten durch die Regulierung be-
stimmt sein – höherer Mieterschutz steigert kurzfristig die  
Attraktivität des Mietens. 
 
Der vorliegende Beitrag zeigt, dass die Intensität der Regulie-
rung langfristig zu einem anderen Gleichgewicht im Bestand 
an Miet- und Eigentumswohnungen führt. Teile der internatio-
nal beobachteten Unterschiede zwischen den Wohneigen-
tumsquoten lassen sich nämlich mit Unterschieden in der 
Regulierungsintensität erklären. Auch die Evidenz auf Grund-
lage von Mikrodaten spricht eindeutig für diesen Zusammen-
hang.17 
 
Dies ist bei weiteren Eingriffen in den Wohnungsmarkt, wie sie 
in vielen deutschen Städten, insbesondere in Berlin, angedacht 
werden, zu berücksichtigen. Je intensiver der Markteingriff, 
desto größer der langfristig negative Effekt auf das Angebot 
an Mietwohnungen. Wichtig ist bei der Gestaltung neuer Re-
gulationsmaßnahmen auf dem Mietmarkt, die Balance zwi-
schen den Interessen von MieterInnnen und InvestorInnen zu 
wahren. 
 


